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Bern,  21.  Februar  2025  –  Die  parlamentarische  Initiative
16.484  „Mehr  Gestaltungsfreiheit  bei  Arbeit  im  Homeoffice“
sorgt  für  kontroverse  Diskussionen.  Ihr  Ziel  ist  es,
flexiblere Rahmenbedingungen für Telearbeit zu schaffen. Doch
insbesondere  im  öffentlichen  Dienst  gibt  es  erhebliche
Vorbehalte und zahlreiche kritische Stimmen.

I. Hintergrund der Reform

Zurzeit ist eine Anpassung des Bundesarbeitsgesetzes (ArG) in
Diskussion.  Die  parlamentarische  Initiative  16.484  „Mehr
Gestaltungsfreiheit  bei  Arbeit  im  Homeoffice“,  2016  (!)
eingebracht  von  Nationalrat  Thierry  Burkart,  sorgt  für
kontroverse  Diskussionen.  Ihr  Ziel  ist  es,  flexiblere
Rahmenbedingungen für Telearbeit zu schaffen. Die Arbeitswelt
hat  sich  in  den  letzten  Jahren  grundlegend  verändert.
Spätestens  seit  der  COVID-19-Pandemie  ist  Homeoffice  ein
fester  Bestandteil  des  Arbeitsalltags  vieler  Beschäftigter
geworden.  Dennoch  sind  die  gesetzlichen  Regelungen  in  der
Schweiz bislang nicht an diese neue Realität angepasst worden.
Die  parlamentarische  Initiative  16.484  will  diese  Lücke
schließen und mehr Gestaltungsfreiheit für Arbeitnehmende im
Homeoffice schaffen.

Die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrates
verabschiedete  im  August  2024  mit  18  zu  7  Stimmen  eine
Vernehmlassungsvorlage  in  Umsetzung  der  parlamentarischen
Initiative «Mehr Gestaltungsfreiheit bei Arbeit im Homeoffice»
(16.484).  In  Anbetracht  der  heutigen  Realitäten  in  der
Arbeitswelt  erachtet  die  Kommission  eine  flexiblere
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Ausgestaltung  des  Arbeitsrechts  als  unabdingbar.  Eine
Minderheit der Kommission beantragte Nichteintreten auf den
Entwurf,  der  in  ihren  Augen  eine  Verschlechterung  der
Arbeitsbedingungen und des Gesundheitsschutzes darstellt, was
schlussendlich auch hohe Kosten für die Wirtschaft mit sich
bringen würde.

Mit ihrem Entwurf regelt die Kommission nicht nur den Bereich
des Homeoffice, sondern die Telearbeit generell. Sie sieht –
bei Vorliegen einer entsprechenden Vereinbarung – insbesondere
eine Verlängerung der maximalen Zeitspanne für die tägliche
Arbeitszeit und eine Reduktion der Mindestruhezeit. Zudem soll
gelegentliche  Sonntagsarbeit  aus  eigenem  Antrieb  erlaubt
werden, was eine Minderheit allerdings ablehnt.

Die Kommission sieht die Vorlage ausdrücklich als Möglichkeit
für die Arbeitnehmenden, ihre Arbeitszeiten individueller zu
wählen,  was  gerade  im  Hinblick  auf  die  Vereinbarkeit  von
Familie und Beruf und auf Betreuungsarbeit grosse Vorteile
verspricht.  Sie  nimmt  Bedenken  in  Bezug  auf  den
Gesundheitsschutz ernst und hat deshalb insbesondere das Recht
auf Nichterreichbarkeit in ihren Entwurf integriert. In einer
Variante  schickt  die  Kommission  zudem  entsprechende
Anpassungen im Obligationenrecht in die Vernehmlassung. Damit
würden die geplanten Flexibilisierungen umgesetzt und einen
weiteren Kreis von Arbeitnehmenden einschliessen.

II. Worum geht es in der Reform konkret?

Der Bericht der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrates (WAK-N) sieht eine Änderung des Arbeitsgesetzes
(ArG)  vor,  um  Homeoffice  rechtlich  besser  zu  regeln.  Die
wichtigsten Punkte der vorgeschlagenen Reform sind:

Verlängerung des Zeitrahmens für Tages- und Abendarbeit1.
von  bisher  14  auf  17  Stunden.  Damit  könnten
Arbeitnehmende  flexibler  entscheiden,  wann  sie  ihre
Arbeitszeit leisten.



Möglichkeit  für  gelegentliche  Sonntagsarbeit  auf2.
freiwilliger Basis, bis zu neun Sonntage pro Jahr mit
maximal fünf Stunden Arbeitszeit.

Reduktion der täglichen Mindestruhezeit von 11 auf 93.
Stunden, um eine größere Flexibilität bei der Gestaltung
der Arbeitszeit zu gewähren.

Verankerung des Rechts auf Nichterreichbarkeit, um zu4.
verhindern,  dass  Arbeitnehmende  außerhalb  der
Arbeitszeiten  erreichbar  sein  müssen.

Neue Regeln zur Arbeitszeiterfassung, insbesondere für5.
Telearbeit, um eine einheitliche Regelung zu schaffen.

III. Reaktionen aus der Vernehmlassung: Wer ist dafür, wer
dagegen?

Das Vernehmlassungsverfahren, das vom 10. September bis zum
10.  Dezember  2024  lief,  brachte  71  Stellungnahmen  hervor,
darunter von 26 Kantonen, 7 Parteien, 7 Dachverbänden und 30
weiteren Organisationen.

Unterstützung für die Vorlage

FDP, SVP, Arbeitgeberverbände: Sie sehen die Reform als1.
notwendige  Anpassung  an  eine  moderne  Arbeitswelt.
Besonders betont wird, dass die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweiz durch flexiblere Arbeitsbedingungen gesteigert
werden könne.
Die  Mitte  und  EVP:  Begrüßen  die  Gesetzesanpassung,2.
fordern  jedoch  bessere  Schutzmechanismen  für  die
Gesundheit  der  Arbeitnehmenden.
Einige Kantone (AG, LU, SH, SZ, ZG): Sie unterstützen3.
die  Reform  mit  gewissen  Vorbehalten,  insbesondere  in
Bezug auf den Gesundheitsschutz und die Umsetzbarkeit.

Kritikpunkte und Ablehnung



SP,  Grüne,  Gewerkschaften  (SGB,  Unia,  VPOD):  Sie1.
kritisieren,  dass  die  Reform  eine  „einseitige
Flexibilisierung  auf  Kosten  der  Arbeitnehmenden“  sei.
Sie  befürchten,  dass  der  Gesundheitsschutz  und  die
Abgrenzung  zwischen  Arbeits-  und  Freizeit  darunter
leiden.
Viele  Kantone  (BE,  FR,  GE,  GR,  NE,  VD,  ZH):  Diese2.
Kantone  warnen  vor  erhöhten  Gesundheitsrisiken  und
fordern klare Schutzmaßnahmen.
Öffentliche  Arbeitgeber  (z.  B.  BERNMOBIL,  Universität3.
Genf,  SEV):  Sie  befürchten  einen  erhöhten
Kontrollaufwand  und  Schwierigkeiten  bei  der  Erfassung
der Arbeitszeiten.

IV. Bedenken aus dem öffentlichen Dienst

Die  größten  Herausforderungen  für  den  öffentlichen  Dienst
sind:

Gesundheitliche Risiken: Die Verkürzung der Ruhezeiten1.
könnte Stress und Burnout-Fälle erhöhen.
Schwierigere Kontrolle der Arbeitszeiten: Insbesondere2.
bei dezentralen Arbeitsstrukturen ist eine Überprüfung
komplizierter und erfordert neue digitale Lösungen.
Gleichbehandlung  mit  Angestellten  in  Präsenzarbeit:3.
Unterschiedliche  Arbeitszeitmodelle  könnten  zu
Spannungen und Ungleichheiten innerhalb der Belegschaft
führen.

V. Wie geht es weiter?

Die WAK-N wird die Eingaben aus der Vernehmlassung auswerten
und mögliche Anpassungen am Gesetzesentwurf vornehmen. Danach
wird der Nationalrat darüber entscheiden, ob er den Antrag der
WAK-N  annimmt;  gegebenenfalls  geht  die  Initiative  an  den
Ständerat  und  durchläuft  das  normale  Verfahren  für
Erlassentwürfe.  Die  Auseinandersetzung  zwischen  den



Befürwortern einer größeren Flexibilisierung und denjenigen,
die einen stärkeren Schutz der Arbeitnehmenden fordern, wird
sich in den kommenden Monaten weiter zuspitzen.

VI. Fazit: Chance oder Risiko?

Für Arbeitnehmende im öffentlichen Dienst ist die Reform eine
Gratwanderung: Einerseits bietet sie mehr Flexibilität und die
Möglichkeit,  Arbeit  und  Privatleben  besser  in  Einklang  zu
bringen. Andererseits könnte sie bestehende Schutzmechanismen
aufweichen und zu einer verstärkten Arbeitsbelastung führen.
Der Gesetzesentwurf muss daher sorgfältig abgewogen werden, um
einen fairen Ausgleich zwischen den Interessen der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer zu finden.

Wie  es  mit  der  Flexibilisierung  der  Arbeit  im  Homeoffice
weitergeht, hängt von im nächsten Schritt vom Antrag der WAK-N
an den Nationalrat ab.

 


